Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3633 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Strafprozeßordnung und des Jugendgerichts- 
gesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 1 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 heißt es statt „(Absätze 2 
und 3)" „Absatz 2". 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3; im letzten Halbsatz 
heißt es statt „Absätze 2 und 3" „Absatz 2". 

2. § 1 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Absatz 4 wird Absatz 3; im Einleitungssatz 
heißt es statt „Absätze 1 bis 3" „Absätze 1 
und 2". 

3. Nach § 126 a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 126 b 

(1) Ist der Beschuldigte dringend verdächtig, 

1. ein Verbrechen wider das Leben nach 
den §§ 211, 212 oder 220 a Abs. 1 Nr. 1 
des Strafgesetzbuches, 

2. ein Verbrechen wider die Sittlichkeit 
nach § 173 Abs. 1, nach den §§ 174, 
175 a, 176 oder nach 177 des Straf- 
gesetzbuches, 

3. wiederholt ein die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung empfindlich beein- 
trächtigendes Verbrechen oder Ver- 
gehen 


a) der Körperverletzung nach den 
§§ 223 a bis 226 oder nach 227 des 
Strafgesetzbuches, 

b) nach den §§ 242, 243, 246, 249 bis 
253 oder 263 des Strafgesetzbuches 

begangen zu haben, und begründen bestimmte 
Tatsachen die Gefahr, daß der Beschuldigte vor 
rechtskräftiger Aburteilung ein weiteres Verbre- 
chen oder Vergehen gleicher oder ähnlicher Art 
begehen werde, so kann das Gericht Vorbeu- 
gungshaft anordnen, wenn die drohende Gefahr 
anders nicht abgewendet werden kann. 

(2) Die Anordnung der Vorbeugungshaft ist 
nur zulässig, wenn eine Freiheitsstrafe von min- 
destens neun Monaten zu erwarten ist. 

(3) Der Richter kann den Vollzug eines nach 
diesen Vorschriften erlassenen Haftbefehls unter 
der Bedingung aussetzen, daß der Beschuldigte 
bestimmte Anweisungen befolgt. In diesem Falle 
gilt § 1 16 Abs. 3 Nr. 1 und 3 entsprechend. 

(4) Die auf Grund eines Haftbefehls nach Ab- 
satz 1 erlittene Haft wird auf die erkannte Strafe 
angerechnet. 

(5) Für die Vorbeugungshaft gelten die §§ 114 
bis 115 a, 117 Abs. 1 bis 3, §§ 118 bis 122, 123 
Abs. 1, §§ 125, 126 Abs. 1 bis 4 der Straßprozeß- 
ordnung entsprechend." 

4. § 140 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 5 werden nach dem Wort 
„Untersuchungshaft" ein Komma und die 
Worte „in Vorbeugungshaft" eingefügt. 

b) In Absatz 1 wird folgende Nummer 8 ange- 
fügt: 

„8. der Beschuldigte sich in Vorbeugungshaft 
befindet." 
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c) In Absatz 3 heißt es statt „Absatz 1 Nr. 5" 
„Absatz 1 Nr. 5 und 8"; nach dem Wort „Un- 
tersuchungshaft" werden ein Komma und die 
Worte „der Vorbeugungshaft" eingefügt. 


Artikel 2 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

Das Jugendgerichtsgesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 71 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Ist 
Jugendstrafe zu erwarten" durch die Worte „Ist 
Fürsorgeerziehung oder Jugendstrafe zu erwar- 
ten" ersetzt. 

2. In § 109 Abs. 2 Satz 1 heißt es statt „§§ 67 bis 70 
und 73" „§§ 67 bis 73". 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 11. Dezember 1968 


Dr. Barzel und Fraktion 
Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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